
Struktur und Adressat - Gesetzesredaktionelle Überle­
gungen zur Gestaltung von Artikel 9 des Umwelt­
schutzgesetzes (U mweltvertrãglichkeitsprüfung)"' 

ANDREAS LOTSCHER 

1. Struktur 

Artikel 9 des Bundesgesetzes vom 7. Oktober 19831 über den Umwelt­
schutz (Umweltschutzgesetz [USG]) ist nicht unbedingt ein Musterbeispiel 
für die getreue Anwendung der sogenannten "Eugen-Huber-Regel" ("Pro 
Artikel hõchstens drei Absãtze; pro Absatz ein Satz; pro Satz ein Gedan­
kengang"): 

Art. 9 Umweltvertrãglichkeitsprüfung 

l Bevor eine Behõrde über die Planung, Errichtung oder Ânderung von 
Anlagen, welche die Umwelt erheblich belasten kõnnen, entscheidet, 
prüft sie die Umweltvertrãglichkeit~ der Bundesrat bezeichnet diese An­
lagen. 

2 Der Umweltvertrãglichkeitsprüfung liegt ein Bericht zugrunde, der 
nach den Richtlinien der Umweltschutzfachstellen zuhanden der Be­
hõrde eingeholt wird; dieser Bericht umfasst folgende Punkte: 
a. den Ausgangszustand; 
b. das Vorhaben, einschliesslich der vorgesehenen Massnahmen zum 

Schutze der Umwelt und für den Katastrophenfall; 

* Der Beitrag verarbeitet die Ergebnisse von Diskussionen, die im Rahmen einer Wei­
terbildungsübung innerhalb der deutschen Sektion der Zentralen Sprachdienste der 
Bundeskanzlei zu diesem Thema durchgefúhrt worden sind. Der Verfasser über­
nimmt von den Mitgliedern der Sektion zahlreiche Anregungen und Vorschlãge und 
ist ihnen daflir zu Dank verpflichtet. Die Verantwortung fiir den Inhalt des Beitrags 
im einzelnen, einschliesslich der Mãngel und Irrtümer, liegt jedoch bei ihm. 

SR 814.01. 
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e. die voraussichtlich verbleibende Belastung der Umwelt; 
d. die Massnahmen, die eine weitere Verminderung der Umweltbela-

stung ermõglichen, sowie die Kosten dafür. 

3 Der Gesuchsteller, sei es ein Privater oder eine Amtsstelle, sorgt für die 
Erstellung des Berichtes. 

4 Bei õffentlichen und konzessionierten privaten Anlagen enthãlt der 
Bericht überdies die Begründung des Vorhabens. 

5 Die Umweltschutzfachstellen beurteilen die Berichte und beantragen 
der für den Entscheid zustãndigen Behõrde die zu treffenden Massnah­
men. 

6 Die zustãndige Behõrde kann Auskünfte oder ergãnzende Abklãrungen 
verlangen. Sind Expertisen notwendig, gibt sie den Interessierten vor der 
Ernennung der Experten Gelegenheit zur Stellungnahme. 

7 Bei der Beurteilung von Raffinerien, Aluminiumhütten, thermischen 
Kraftwerken, grossen Kühltürmen oder Deponien für gefáhrliche Abfálle 
sowie weiteren vom Bundesrat zu bezeichnenden Anlagen hõrt sie zu­
dem das Bundesamt für Umweltschutz an. 

8 Der Bericht und die Ergebnisse der Umweltvertrãglichkeitsprüfung 
kõnnen von jedermann eingesehen werden, soweit nicht überwiegende 
private oder õffentliche Interessen die Geheimhaltung erfordern; das Fa­
brikations- un d Geschãftsgeheimnis bleibt in jedem Fall gewahrt. 

Die von Eugen Huber empfohlenen Richtgrõssen werden in diesem Artikel 
auf jeder Ebene übertroffen: 

• "Pro Artikel hõchstens drei Absãtze": Der ganze Artikel enthãlt acht 
Absãtze; 

• "Pro Absatz hõchstens ein Satz": Die Absãtze l, 2, 6 und 8 enthalten 
jeweils zwei Sãtze; 

• "Pro Satz hõchstens ein Gedanke": Auch wenn man im Einzelfall dar­
über streiten kann, wieviele Gedanken ein Satz tatsãchlich enthãlt und 
diese Maxime somit weniger klar ist, als auf den ersten Blick erschei­
nen mag: deutlich ist, dass mindestens im ersten Satz von Absatz 2, in 
Absatz 3 und in Absatz 7 in einem Satz mehrere Normen enthalten 
sind; Beispielsweise wird im eingeschalteten Ausdntck "sei es ein Pri­
vater oder eine Amtsstelle" in Absatz 3 im Grunde der Anwendungsbe­
reich von Artikel 9 genauer geregelt; oder mit dem Ausdruck "sowie 
weiteren vom Bundesrat zu bezeichnenden Anlagen" in Absatz 7 wird 
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dem Bundesrat der Auftrag und die Kompetenz gegeben, die Anlagen 
zu benennen, bei deren UVP das BUW AL anzuhõren ist. 

Nebenbei ist es bezeichnend, dass ein Teil des Umfangs dieses Artikels auf 
Erweiterungen des Parlaments gegenüber dem ursprünglichen Antrag des 
Bundesrats zurückzuführen sind (z.B. in Absatz 2, 6, Neueinfügung von 
Absatz. 3; allerdings hat es in Absatz 5 auch einen Satz gestrichen). In­
haltlich ist jede dieser Abãnderungen Ausdruck eines politischen Willens 
und als solche nicht zu kritisieren; auf formeller Ebene spiegelt sich darin 
dagegen das allgemeine Phãnomen, dass im Zuge des Aushandelns von 
Erlassen (au eh innerhalb der Verwaltung) ein ursprünglich mõglicherweise 
schlanker Text mit zusãtzlichen Prãzisierungen und Erweiterungen sich 
immer weiter vom Ideal entfemt. 

Nun wird die "Eugen-Huber-Regel" in der Praxis zwar regelmãssig durch­
brochen, wie ein kurzer Blick in einen beliebigen Band der Systematischen 
Sammlung des Bundesrechts beweist,2 und zwar tendenziell um so stãrker, 
j e technischer ein Erlass ist. 3 Es ist wohl auch kaum sinnvoll, di e Regel als 
unbedingt gültige normative Anweisung an den Verfasser eines Erlasses zu 
verstehen, sondem si e ist als Mahnung zu verstehen, l) auch bei der Glie­
derung eines Erlasses so einfache Einheiten wie mõglich zu bilden und 2) 
damit die Struktur des Gedankens so direkt wie mõglich in der Struktur 
des Erlasses abzubilden. Umgekehrt: Jede Abweichung sollte ihrerseits aus 
sachlichen Erwãgungen begründet werden kõnnen. 

Der angeführte Artikel ist also kein Einzelfall, aber als exemplarischer Fali 
eignet er sich gut dazu, das Problem inhaltlich überladener Geset~es- und 
Verordnungsartikel einmal etwas genauer zu betrachten und mõgliche 
Lõsungsstrategien zu diskutieren. 

2 Ein gesetzgeberischer Hõhepunkt in dieser Hinsicht war in jüngster Zeit der neue 
Artikel 8 der Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung zur Regelung der 
Mehrwertsteuer: Dieser Artikel enthãlt zwar nur vier Absãtze, in diesen vier Absãt­
zen aber insgesamt zwõlf Buchstaben mit jeweils mehreren Sãtzen und umfangrei­
chen Aufzãhlungen, die ihrerseits teilweise ebenfalls wiederum (Neben)-Sãtze ent­
halten. Die Komprimierung des Inhalts eines Bundesgesetzes in einen einzelnen 
Verfassungsartikel ist aber natürlich letztlich politisch bedingt. 

3 Man vergleiche hierzu etwa die Jodtabletten-Verordnung (SR 814.52) mit der Rõnt­
genverordnung (SR 814.542.1). 
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2. Adressat 

E in sinnvoller, allgemein anerkannter Grundsatz in d er Gesetzesredaktion 
lautet: Normen sollen adressatenorientiert formuliert sein. Das heisst nicht 
n ur, das s in Bezug auf di e Verstãndlichkeit der Adressat im Auge behalten 
werden soll; e s soll au eh di e Perspektive des Adressaten bei de r F ormulie­
rung einer Norm berücksichtigt werden. Wer ist bei Art. 9 USG der 
Adressat? So, wie der Artikel formuliert ist, offenkundig die Bewilligungs­
behõrde: Der Einstieg des Artikels in die Problematik in Absatz l besteht 
darin, sólchen Behõrden eine Verpflichtung aufzuerlegen. In zweiter Linie 
wird erwãhnt, dass die Umweltvertrãglichkeitsprüfung aufgrund eines 
Berichts erfolgen solle, und erst in dritter Linie wird in Absatz 3 festgelegt, 
dass fiir die Erstellung des Berichts der Gesuchsteller besorgt sein muss; 
diese Aufgabe erscheint so als eine mehr oder weniger nebensãchliche 
Aufgabe, die der Durchfiihrende des Vorhabens zu erledigen hat, damit die 
Behõrde ihre gesetzliche Pflicht erfiillen kann (vergleichbar mit dem Aus­
fiillen eines Meldeformulars). Dieser Absatz ist übrigens erst durch. den 
N ationalrat eingefiihrt w orden; im bundesrãtlichen Entwurf war nicht 
explizit geregelt, \\:'er fiir den Bericht zu sorgen hat, auch wenn in der 
Botschaft davon ausgegangen wurde, dass.es derjenige ist, "der eine Anla­
ge errichten will, fiir den eine UVP durchgefiihrt werden muss"4. Neben 
dem ganzen Aufbau des Artikels zeigt schon dieses Detail des bundesrãtli­
chen Entwurfs, dass der Artikel von der Perspektive der Behõrden aus 
formuliert worden ist. 

Es sind aber auch andere Blickwinkel vorstellbar. Zwar formuliert Absatz 
l im Grundsatz eine Verpflichtung an die Bewilligungsbehõrden. Dagegen 
enthalten die Abschnitte 2 und 3 auch Verpflichtungen an die Gesuchstel­
ler. Das s di e UVP unterschiedliche Beteiligte einbezieht - und in diesem 
Sinne mehrere potentielle Adressaten hat - macht auch die folgende Defi­
nition von H. Rausch deutlich: "Die UVP nach Art. 9 USG ist ein bundes­
rechtlich geregelter, das Ziel des klugen Entscheids über das Projekt einer 
umweltbelastenden Anlage verfolgender Verfahrensablauf, fiir den eine 
qualifizierte Mitwirkungspflicht des Gesuchstellers bei der Grundlagenbe­
schaffung, de r Einbezug d er Umweltschutzfachstelle in den Entschei­
dungsprozess und die Úffnung zur Allgemeinheit hin kennzeichnend 

4 BEl 1979 ll 786. 
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sind. "5 Aus verschiedenen Gründen kann man auch der Auffassung sein, 
dass die Verpflichtungen eines Gesuchstellers systematisch (natürlich nicht 
unbedingt dem Gewicht nach) eigentlich der Behõrdenverpflichtung vorge­
ordnet ist. l) Sie sind kausal vorgeordnet; die Verpflichtung wird durch die 
Absicht ausgelõst , e in Vorhaben durchzufiihren, und nicht d ur eh di e Prü­
fungspflicht der Behõrde. Die Prüfung geschieht auch nicht um der Behõr­
de willen, sondem dazu, dass bei der Gesuchsbewilligung bzw. bei der 
Verwirklichung eines Vorhabens übergeordnete Umweltschutzinteressen 
der Úffentlichkeit gewahrt bleiben. 2) Sie sind logisch und zeitlich im 
Bewilligungsablauf vorgeordnet: Bevor ein Bericht geprüft werden kann, 
muss er erstellt werden. 3) Die dominierende Rolle der Behõrde wird auch 
insofem relativiert, als "die UVP nicht als eigenstãndiges Bewilligungsver­
fahren ausgestaltet ist, sondem jeweils im Rahmen eines vorgegebenen 
Zulassungsverfahrens abgewickelt wird"6. Di e beteiligte Behõrde ist in 
diesem Sinne verhãltnismãssig offen gelassen; demgegenüber ist der Ge­
suchsteller eine eindeutig fixierte Person. 4) Schliesslich besteht rein op­
tisch ein Missverhãltnis zwischen der Realitãt und der textuellen Darstel­
lung, wenn die Verpflichtung eines Gesuchstellers, einen UVP-Bericht zu 
erstellen, im dritten Absatz "versteckt" wird: In Tat und Wahrheit ist die 
Erstellung eines UVP-Berichts u.U. im Rahmen eines Bewilligungsverfah­
rens für den Antragsteller eine sehr aufwendige Arbeit mit betrãchtlichen 
Kostenfolgen. 

Auch aus dem allgemeineren Gesichtspunkt, dass Gesetze im Zweifelsfall 
die Perspektive des betroffenen Bürgers vor jener der Behõrden einnehmen 
sollen, kann man zum Schluss kommen, dass hier diese Perspektive zu 
bevorzugen wãre. 

Dass die gewãhlte behõrdenzentrierte Darstellung zu einer nicht ganz 
adãquaten Optik in Bezug auf den tatsãchlichen Ablauf der erforderlichen 
Handlungsschritte führt, zeigt sich auch an einem sprachlichen Detail: 
Nach Absatz 2 wird der Bericht "zuhanden der Behõrde eingeholt". H. 
Rausch bemerkt dazu: «Das ist eine misslungene Formulierung (ebenso 
"requis" im franzõsischen Text und "chiesto" im italienischen). Was der 

5 Kommentar zu Art. 9 UVG in: Kommentar zum Umweltschutzgesetz, verf. von 
URSULA BRUNNER et al., hrsg. von Alfred Kõlz und Hans-Ulrich Müller-Stahel. Zü­
rich 1985-ff., S. 10. 

6 RAuscH, a.a.O. (Anm. S), S. 8. 
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Gesetzgeber sagen wollte, ist das, was nun in Art. 11 UVPV steht: "Der 
Gesuchsteller muss den Bericht zusammen mit den Unterlagen bei der 
Einleitung des massgeblichen Verfahrens der zustãndigen Behõrde einrei­
chen"»7. Diese "misslungene Formulierung" wãre wohl dem Gesetzgeber 
nicht unterlaufen, hãtte er den Artikel konsequent aus der Perspektive des 
Antragstellers heraus gestaltet. (Dabei ist zu berücksichtigen, dass diese 
Formulierung, die ja überdies inhaltlich nicht sehr gut mit Absatz 3 har­
moniert, mit diesem Absatz 3 durch das Parlament eingefügt worden ist. 
Bei der Einzelberatung derartiger Abãnderungsantrãge kõnnen solche 
Kohãrenzprobleme schwer erkennbar sein. Sie müssten allenfalls bei einer 
Schlussredaktion identifiziert werden, wobei die Parlamentarische Redak­
tionskommission erfahrungsgemãss aber eher Hemmungen hat, stãrkere 
Texteingriffe vorzunehmen. 

3. Lõsungsansatze 

3.1 Perspektive, Reihenfolge und Handlungsablauf 

Wie kõnnte man di e · angeführten Einwãnde durch Umformulieren des 
Artikels berücksichtigen? 

Handlungen und Handlungsablãufe werden sprachlich unterschiedlich 
formuliert, je nachdem aus welcher Perspektive sie gesehen werden. Die 
Perspektive hat Auswirkungen auf die Reihenfolge der Darstellung, dane­
ben auch darauf, was als Hauptziel einer Handlung in Erscheinung tritt. 
Wenn ein Handelnder A zur Erreichung eines Ziels Z die Handlung H 
ausführen muss und dabei auf die Mitwirkung von B in einer Handlung G 
angewiesen ist, dann kõnnte man aus der Perspektive von A formulieren: 
"A muss H, weil Z; zu diesem Zweck muss ihm B (vorher) mit G beiste­
hen. u Aus der Perspektive von B kõnnte der gleiche Handlungsablauf so 
formuliert werden: "Um Z zu erreichen, muss B A mit G beistehen, damit 
A anschliessend H ausführen kann." In unterschiedlichen Perspektiven 
werden jeweils die Teilhandlungen G und H in unterschiedlicher Reihen­
folge erwãhnt. Generell ist in einer komplexen Handlung mit mehreren 

7 a.a.O. (Anm. 5),.S. 54. 



Überlegungen zur Gestaltung von Art. 9 des Umweltschutzgesetzes 75 

Beteiligten nicht unbedingt eindeutig, wessen Handlungsziel das Ziel Z ist. 
Vielleicht ist es ein gemeinsames Handlungsziel von A und B oder ein 
Handlungsziel eines Dritten C. 

Umgekehrt verãndert sich die Perspektive schon dadurch verhãltnismãssig 
stark, wenn man an den Anfang eines Artikels über die UVP nicht die 
Verpflichtung der Behõrde, die Umweltvertrãglichkeit zu prüfen, setzt, 
sondem die Verpflichtung eines Gesuchstellers, einen Bericht über die 
Umweltvertrãglichkeit vorzulegen. In diesem Falle muss aber auch die 
·"Phasierung" des Handlungsablaufs anders strukturiert werden: Man kann 
nicht damit beginnen, dass man sagt, ein Gesuchsteller habe fi.ir die Erstel­
lung eines UVP-Berichts zu sorgen, damit die Behõrde mit der Verpflich­
tung zur UVP erfi.illen kann. Vielmehr sieht der Sachverhalt fi.ir den be­
troffenen Gesuchstellet so aus, das s er generell, wenn er e ine umweltbela­
stende Anlage verwirklichen will, im Zusammenhang mit den notwendigen 
Bewilligungsverfahren auch eine UVP durchfi.ihren lassen und zu diesem 
Zweck einen entsprechenden Bericht unterbreiten muss. Diesen Bericht 
prüft die Behõrde beim Genehmigungsverfahren. Sie wird dabei u.U. von 
anderen Behõrden und Experten unterstützt. - In dieser Sichtweise ent­
spricht die sprachlich-textuelle Anordnung auch dem tatsãchlichen Ablauf­
schema einer UVP, wie es im USG-Kommentar (Kommentar zu Art. 9, 
Ziffer 27, S. 19)8 dargestellt ist, viel eher als die geltende Fassung von 
Art. 9 USG. 

3.2 Innere uud ãussere Strukturierung- Gliederungsebenen 

Art. 9 lJSG ist in seiner Struktur letztlich nicht wegen seiner. Lãnge unbe­
friedigend, sondem vor allem deswegen, weil die Anreihung vou Absãtzen 
verdeckt, dass diese Absãtze unterschiedlich eng zusammengehõren und 
gruppenweise verschiedene Teilprobleme behandeln. Die Absãtze 2 und 4 
regeln z.B. Inhalt des UVP-Berichts; dazwischen wird geregelt, wer fi.ir die 
Erstellung zu sorgen hat. Enger Zusammengehõriges wird somit auseinan­
dergerissen. Oder in d en Absãtzen 5, 6 un d 7 werden Einzelheiten des 
Prüfungsverfahrens geregelt; im abschliessenden Absatz 8 das Recht zur 
Einsichtnahme in den Bericht. Die "flache" Struktur der aneinandergereih-

8 Dem BUS-Bulletin 1988, N r. 4, (S. 3) entnommen. 
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ten Absãtze verunmõglicht es, Zusammengehõriges zusammenzufassen 
und Getrenntes zu trennen, wie es aus gesetzesredaktorischer Sicht in 
Dienste einer optimalen Verstãndlichkeit geboten wãre. 

Ein Ausweg aus diesem Problem besteht darin, zusãtzliche Gliederungs­
ebenen einzuführen. Es fragt sich in der Tat, ob es nicht besser wãre, aus 
dem einen überladenen Artikel 9 einen ganzen Abschnitt zu machen, in 
dem die Teilprobleme dann in einzelnen Artikeln geregelt werden kõnnten. 
Die Einführung einer zusãtzlichen Gliederungsebene schaffi: eine zusãtzli­
che Gliederungsdimension und damit mehr Mõglichkeiten, die Materie 
textuell zu unterteilen. Wenn man dem Thema "Umweltvertrãglichkeits­
prüfung" innerhalb des USG einen eigenen Abschnitt widmen würde, ent­
sprãche dies auch dem tatsãchlichen Gewicht des Themas innerhalb des 
Gesetzes. 

Wie eine derartige Einführung einer _zusãtzlichen Gliederungsebene erfol­
gen kann, hãngt wiederum von der Struktur der übergeordneten Gliede­
rungsebene ab. Das USG hat in seinen ersten Teilen folgende Systematik: 

l. Titel: Grundsãtze und allgemeine Bestimmungen 

l. Kapitel: Grundsatze 
Art. l Zweck 
Art. 2 Verursacherprinzip 
Art. 3 Vorbehalt anderer Gesetze 
Art. 4 Ausführungsvorschriften aufgrund anderer 

Bundesgesetze 
Art. 5 Ausnahmen für die Gesamtverteidigung 
Art. 6 Information und Beratung 

2. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen 
Art. 7 Definitionen 
Art. 8 Beurteilung von Einwirkungen 
Art. 9 Umweltschutzvertraglichkeitsprüfung 
Art. l O Katastrophenschutz 

2. Titel: Begrenzung der Umweltbelastung 

l. Kapitel: Luftverunreinigungen, Larm, Erschütterungen und 
Strahlen 

l. Abschnitt: Emissionen 
Art. 11 Grundsatz 
Art. 12 Emissionsbegrenzungen 
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usw. 

2. Abschnitt: Immissionen 
Art. 13 Immissionsgre_nzwerte 
Art. 14 Immissionsgrenzwerte für Luftverunreini­

gungen 
Art. 15 Immissionsgrenzwerte für Lãrm und Er­

schütterungen 

3. Abschnitt: Sanierungen 

77 

Wie aus dieser Teilübersicht erkennbar wird, ist das USG grundsãtzlich 
nach Titeln, Kapiteln und Abschnitten gegliedert. Eine zusãtzliche Diffe­
renzierung der Gliederung der ersten Kapitel mit einer weiteren hõheren 
Gliederungseinheit - Kapitel oder Abschnitt - "Umweltvertrãglichkeitsprü­
fung" erscheint von daher durchfiihrbar, ohne dass dies den restlichen 
Aufbau stark stõren würde. Allerdings zeigt eine nãhere Betrachtung, dass 
es nicht mõglich ist, die Artikel des 2. Kapitel des ersten Titels schema­
tisch einfach in einige zusãtzliche Abschnitte zu unterteilen, wovon einer 
die "Umweltvertrãglichkeitsprüfung" zum Inhalt hãtte. Vor allem ist es 
schwierig, für die direkt vorangehenden Artikel einen in sich sinnvollen, 
thematisch irgendwie zusammengehõrigen Abschnitt zu konzipieren. Bei 
einer genaueren Betrachtung zeigt si eh aber, das s ohnehin inhaltlich di e 
beiden Kapitel"Grundsãtze und "Allgemeine Bestimmungen" nicht beson­
ders sauber strukturiert sind. Vor allem Artikel 8 "Beurteilungen von 
Einwirkungen" im zweiten Kapitel gehõrt seiner N atur nach eher zu den 
Grundsãtzen, vergleichbar mit dem in Artikel 2 formulierten Grundsatz 
des Verursacherprinzips. ,Artikel 3 - 5 decken dagegen eher Geltungsbe­
reich ab.9 Aufgrund solcher Überlegungen kõnnte man- unter Berücksich­
tigung der Einordnung der UVP als eigenes Kapitel - statt der bestehenden 
Systematik des ersten Titels auch die folgende erwãgen: 

9 Man vergleiche auch die Strukturienmg der Übersichten in der "Summarischen Ori­
entienmg über das USG" im l. Band des Kommentars zum Umweltschutzgesetz (s. 
Anm. 5), S. lf. 
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1. Titel: Grundsãtze und allgemeine Bestimmungen 

l. Kapitel: Zweck und Grundsatze 
Art. l Zweck10 

Art. 2 Verursacherprinzip 

Andreas Lotscher 

Art. 3 Beurteilung von Einwirkungen (= Art. 8) 

2. Kapitel: Geltungsbereich 
Art. 4 Vorbehalt anderer Gesetze (= Art. 3) 
Art. 5 Ausführungsvorschriften aufgrund anderer 

Bundesgesetze(= Art. 4) 
Art. 6 Ausnahmen für die Gesamtverteidigung (= 

Art. 5) 

3. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen 
Art. 7 Information und Beratung (= Art. 6) 
Art. 8 Definitionen (= Art. 7) 
Art. 9 Katastrophenschutz (= Art. 10) 

4. Kapitel: Umweltschutzvertrãglichkeitsprüfung 

3.3 Vorschlag einer strukturierten, adressatenorientierten Neufor­
mulierung der Bestimmungen über die UVP 

D er folgende Vorschlag versucht, di e obigen Überlegungen zur Umstruk­
turierung und Untergliederung der Bestimmungen von Art. 9 USG über die 
UVP unter Berücksichtigung von allgemeineren Grundsãtzen der Textor­
ganisation in Erlassen - z.B. allgemeine Grunds~tze vor speziellen Be­
stimmungen, Früheres vor Spãterem usw. - in einen konkreten Text zu 
giessen; dabei soll der materielle Gehalt unverãndert gelassen werden: 

4. Kapitel Umweltvertrãglichkeitsprüfung 

Art. 10 Grundsatz 

l Wer als Privater oder als Amtsstelle Anlagen plant, errichtet oder ãn­
dert, welche die Umwelt erheblich belasten kõnnen, muss den zustãndi­
gen Behõrden mit dem Bewilligungsgesuch einen Bericht vorlegen, der 
di e Auswirkungen dieser Anlagen auf di e U mwelt darlegt. 

lO Absatz 2 von Artikel l enthãlt entgegen dem Titel bereits jetzt ebenfalls einen all­
gemeinen Gnmdsatz (Vorsorgeprinzip ). 
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2 Die Behõrden, welche über solche Anlagen zu entscheiden haben, prü­
fen vorher aufgrund des Berichts die Umweltvertrãglichkeit des Projekts. 
Sie stellen namentlich fest, ob das Projekt den bundesrechtlichen Vor­
schriften über den Schutz der Umwelt entspricht; dazu gehõren das USG 
und die Vorschriften, die den Natur- und Heimatschutz, den Land­
schaftsschutz, den Gewãsserschutz, di e W alderhaltung, di e J agd und di e 
Fischerei betreffen. 

3 Der Bundesrat bezeichnet die Anlagen, fiir welche eine Umweltver­
trãglichkeitsprüfung erforderlich ist. 

Art. 11 Umweltvertrãglichkeitsbericht 

l Der Bericht wird nach den Richtlinien der Umweltschutzfachstellen 
verfasst und enthãlt Angaben über: 
a. den Ausgangszustand; 
b. das Vorháben, einschliesslich der vorgesehenen Massnahmen zum 

Schutze der Umwelt und für den Katastrophenfall; 
e. die voraussichtlich verbleibende Belastung der Umwelt; 
d. die Massnahmen, die eine weitere Verminderung der Umweltbela­

stung ermõglichen, sowie die Kosten dafiir. 

2 Bei õffentlichen und konzessionierten privaten Anlagen enthãlt der 
Bericht überdies die Begründung des Vorhabens. 

Art. 12 Prüfung des Umweltvertrãglichkeitsberichts 

l Die Umweltschutzfachstellen beurteilen die Umweltvertrãglichkeitsbe­
richte und beantragen der fiir den Entscheid zustãndigen Behõrde die zu 
treffenden Massnahmen. 

2 Die zustãndige Behõrde kann Auskünfte oder ergãnzende Abklãrungen 
verlangen. Sind Expertisen notwendig, gibt sie den Interessierten vor der 
Emennung des Experten Gelegenheit zur Stellungnahme. 

3 Bei der Beurteilung von Raffinerien, Aluminiumhütten, thermischen 
Kraftwerken, grossen Kühltürmen oder Deponien für gefàhrliche Abfàlle 
sowie weiteren vom Bundesrat zu bezeichnenden Anlagen hõrt sie zu­
dem das Bundesamt für Umweltschutz an. 

Art. 13 Recht auf Einsichtnahme 

Der Bericht und die Ergebnisse der Umweltvertrãglichkeitsprüfung kon­
nen vonjedermann eingesehen werden, soweit nicht überwiegende priva­
te oder õffentliche Interessen die Geheimhaltung erfordem; das Fabrika­
tions- und Geschãftsgeheimnis bleibt in jedem Fali gewahrt. 
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4. Schlussbemerkungen 

Die vorstehenden Überlegungen wurden natürlich realistischerweise nicht 
in der Erwartung angestellt, dass das USG irgendwann einmal in diesem 
Sinne geãndert würde. Insofern handelt es sich hier um ein Sandkasten­
spiel. Es soll hier jedoch als Beispiel dafür dienen, auf welche Probleme 
die Gesetzesredaktion treffen kann - und welche Probleme überhaupt 
Beachtung finden sollten -, nach welchen Grundsãtzen Verbesserungen 
und in welche Richtung Lõsungsansãtze gesucht werden kõnnen. Bei der 
konkreten redaktionellen Arbeit in der Bundesverwaltung stõsst man im­
mer wieder auf Probleme der beschriebenen Art. Mancher Erlass ist in 
seiner endgültigen F orm das Ergebnis von Überarbeitungen, wie si e hier 
vorgeführt worden sind. In dieser Hinsicht ist das vorliegende Beispiel 
durchaus reprãsentativ für die Arbeit der verwaltungsinternen Redaktions­
kommission des Bundes. 


